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Dem Andenken an meinen Vater 

Josef Blanke 
(1922-1996) 





„Wer Vertrauen hat, ist stark . . ." 

R. M. Rilke, Weihnachtsbriefe an die Mutter (1919), 
3. Aufl. 1998, S. 19. 





Vorwort 

Erfordernisse der Dynamik und Flexibilität beeinflussen zunehmend die 
Aufgabe staatlicher und überstaatlicher Einheiten, komplexe Entscheidungs-
strukturen in einer immer stärker vernetzten Welt zu bewältigen. Auf Ände-
rung und Anpassung des status quo zielend, widerstreiten diese Faktoren 
dem Bedürfnis nach Vertrauen, dessen grundsätzliche Bedeutung für jede 
Staats- und Rechtsordnung trotz des unüberhörbaren Vorwurfs der „Brü-
chigkeit" seiner Ausprägung im deutschen Recht unbestritten ist. Rechts-
widrige staatliche Vergünstigungen geben indes schon herkömmlich Anlaß 
zu der Frage nach einem Anspruch des einzelnen auf Vertrauensschutz. Vor 
diesem Hintergrund ist es das Ziel der vorliegenden Studie, die Schutzwür-
digkeit des Vertrauens des Bürgers in das Handeln der Verwaltung aus ver-
fahrensrechtlicher und fachgesetzlicher Perspektive - auch unter europa-
rechtlichen Gesichtspunkten - zu bestimmen. Angesichts gleitender Uber-
gänge soll der Vertrauensschutz dabei als Rechtsprinzip von einem bloßen 
„Gemeinschaftsethos" abgeschirmt werden. 

Die Untersuchung wurde im Wintersemester 1996/97 von der Rechtswis-
senschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln als Habilitationsschrift 
angenommen. Angeregt wurde sie von meinem verehrten Lehrer, Herrn Uni-
versitätsprofessor Dr. Dres. h.c. Klaus Stern, dem ich während meiner 
Assistentenzeit an seinem Institut in den Jahren 1991 bis 1997 vielfältige Ein-
blicke in die Forschungsmethoden des Staats- und Verwaltungsrechts ver-
danke. Dem verstorbenen Kölner Ordinarius Joachim Burmeister, der durch 
zahlreiche Publikationen im Bereich des Vertrauensschutzes hervorgetreten 
ist, bleibe ich auch wegen wertvoller Hinweise anläßlich der Erstellung seines 
Zweitgutachtens in Dankbarkeit verbunden. 

Herrn Professor Dr. Andreas Peilert und Herrn Dr. Thomas Wessely, 
LL.M., danke ich für die kritische Lektüre des dritten sowie des vierten Teils 
der Studie, Frau Annette Wohler für vielfältige Hilfestellungen bei der re-
daktionellen Überarbeitung und Herrn Thomas Faas für seine Umsicht und 
Ausdauer bei der Aktualisierung des Werkes im Jahre 1999. 

Zu danken habe ich schließlich der Deutschen Forschungsgemeinschaft, 
die die Publikation der Schrift durch die Gewährung eines Druckkostenzu-
schusses gefördert hat. 

Erfurt, im September 2000 Hermann-Josef Blanke 
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Einführung 

Wohl kaum ein anderes Phänomen der deutschen Rechtslehre hat in der 
Vergangenheit derart konträre Bewertungen erfahren wie der Gedanke des 
Vertrauensschutzes. So attestierten ihm manche als „elementare Kategorie 
des sozialen Lebens" eine die gesamte Rechtsordnung durchziehende Be-
deutung1 und denunzierten ihn andere als ein „alle Formtypik und Stringenz 
des Rechts ... unterminierendes Prinzip".2 Sein Rang im modernen Staats-
und Verwaltungsrecht kann indessen nach über fünfzigjähriger grundge-
setzlicher Verfaßtheit der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr ernsthaft 
in Zweifel gezogen werden. Seine herausragendste Bedeutung erlangte der 
Grundsatz im staats- und völkerrechtlichen Kontext anläßlich des Beitritts 
der ehemaligen D D R zur Bundesrepublik Deutschland. Im Zusammen-
klang mit dem Verhältnismäßigkeitsprinzip verpflichtete er hier die Bundes-
republik, „rechtsstaatlich einwandfreie Schutzpositionen ... nicht aus der 
besseren Position bei den Beitrittsverhandlungen heraus zu ignorieren, son-
dern sie zu gewährleisten und im Sinne der Kontinuität anerkannter Rechts-
werte fortzuführen".3 

Damit ist aber zugleich auch die Dimension des Vertrauensschutzprinzips 
für das formelle und materielle Verwaltungsrechtsregime des grundgesetz-
lich konstituierten Staates markiert, die es hier zu analysieren gilt. Denn der 
Grundsatz des Vertrauensschutzes ist nicht allein gesetzgebungsspezifisch 
geprägt, sondern entfaltet auch Wirkungen bei der Anwendung der Gesetze 

1 Pierotb, Rückwirkung, S. 120, in Anlehnung an Luhmann, Vertrauen, S. 1: „Vertrauen ist 
ein elementarer Tatbestand des sozialen Lebens"; vgl. auch Ripperger, Ökonomik des Ver-
trauens, S. 168: „Vertrauen is t . . . ein elementarer Mechanismus für die Produktion von Sozial-
kapital". 

2 Vgl. Götz, F G BVerfG II, S. 421/422, der so das „Mißtrauen gegen das allseitige Vordrin-
gen des Vertrauens" zusammenfaßt. 

3 Vgl. Widmaier, KritV 1994,385, mit weit. Nachw. in Fn. 12, hinsichtlich des Problems ei-
ner möglichen Strafverfolgung von Bürgern der ehemaligen D D R wegen Spionage gegen die 
Bundesrepublik. Vgl. hierzu auch BVerfGE 92, 277 (325 ff.); es beurteilt zwar die Zulässigkeit 
einer solchen - grundsätzlich zulässigen - tatbestandlichen Rückanknüpfung in Gestalt einer 
Strafverfolgung primär am Maßstab des Verhältnismäßigkeitsprinzips, betont in diesem Zu-
sammenhang (aaO., S. 331 ff. [337]) aber die berechtigte „Aussicht (der ehemaligen D D R -
Spione), vor langjährigem Freiheitsentzug durch den Schutz des eigenen Staates bewahrt zu 
werden" - Hervorhebung nicht im Original. 
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durch Rechtsprechung und Verwaltung.4 Auch in der Reichweite des exeku-
tiven Handelns reguliert er den Konflikt zwischen Bestandsinteresse und 
Revisionsbedarf. Im Zeichen des liberalen Rechtsstaates stand insoweit zu-
nächst die Aufhebbarkeit rechtswidriger und zugleich begünstigender Ver-
waltungsmaßnahmen im Vordergrund. Indes bildet diese Problematik nur 
noch einen - wenn auch den bedeutendsten - Ausschnitt aus der facettenrei-
chen Konfiguration des Vertrauens- und Bestandsschutzes. So hebt V. Götz 
unter Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zutref-
fend hervor, daß der Vertrauensschutz mehr und mehr aus der Dialektik von 
Dynamik und Sicherheitsstreben resultiert und damit eine unausweichliche 
Konsequenz der permanenten Aktivität des Interventions- und Leistungs-
staates, des Steuer- und Wirtschaftsstaates darstellt. Seinen rechtlichen Ur-
sprung findet dieser Aspekt im multifunktionalen Staatsverständnis des 
Art. 20 Abs. 3 GG, der den „Rechtsbewahrungsstaat" mit der Idee des „So-
zialstaates als Verteilerstaat" gewissermaßen „vermählt" hat. Der Staat hat 
sich damit vom „bloßen Polizisten" zum „Gestalter und Baumeister der 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung"5 mit ebenso umfangreichen Aufga-
ben im Bereich der Gefahrenabwehr wie der Daseinsvorsorge6 und der Da-
seinsgestaltung gewandelt. Diese bereits häufig beschriebene Expansion der 
Staatstätigkeit ist verbunden mit einem zunehmenden Anpassungsbedarf des 
Rechts angesichts seiner Abhängigkeit von ökonomischen, ökologischen, 
technischen, und sozialen Faktoren. In dem Bestreben, die Zukunft nicht nur 
reaktiv, sondern aktiv zu bewältigen, wurde das moderne, auf periodische 
Anpassung hin angelegte Planungs- und Lenkungsrecht mehr und mehr aus-
gebaut. 

Seine wichtigste Ausprägung hat es im Umweltrecht erfahren, das gleich-
sam zum Paradigma des Anpassungsbedarfs staatlicher Strukturen und 
Entscheidungen an die „Realität des hochkomplexen Industriezeitalters"7 

geworden ist. Entwicklungsoffenheit, Modernisierung und Umstrukturie-
rung staatlicher Aufgabenerfüllung verlangen hier geradezu nach einem 
ständigen Prozeß der „Umverteilung", der nicht ohne einen Eingriff in be-
stehende Besitzstände zu verwirklichen ist. Vor allem für das Verhältnis von 
Recht und Technik ist füglich darauf hingewiesen worden, daß es angesichts 
des vielzitierten Wettlaufs von technischer Entwicklung und rechtlicher 

4 Zur gewaltenumspannenden Wirkkraft des Vertrauensschutzprinzips vgl. Maurer, HStR 
III, §60 Rn. 10 ff., 65 ff., 100 ff.; Burmeister, Fs. Friauf, S. 765 mit weit. Nachw. in Fn. 19. 

5 Vgl. Ossenbühl, DÖV 1972, 26. 
6 Das Prinzip wird hier in einem weiten Sinne als Staatsaufgabe verstanden und geht somit 

über den von Forsthoff, Rechtsfragen der leistenden Verwaltung, S. 13,26 f., gemeinten Teilha-
beanspruch des Bürgers bei bestimmten Formen der Leistungsverwaltung hinaus. Vgl. hierzu 
Rüfner, HStR III, § 80 Rn. 5; zur Konzeption Forsthoffs vgl. dens., ebd., Rn. 5, 18. 

7 Hoffmann-Riem, DVB1. 1996,225. 
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Reaktion nicht mehr genügt, auf die „notorische Verspätung des Rechts" zu 
verweisen.8 Angesichts der ökonomischen und ökologischen Herausforde-
rungen, mit denen sich Staat und Gesellschaft am Ende des 20. Jahrhunderts 
konfrontiert sehen, erscheint es daher erneut geboten, die Gewichtung zwi-
schen Kontinuität und Innovation, Stabilität und Flexibilität, zwischen Be-
stand und Anpassung staatlichen Handelns zu überprüfen und, soweit erfor-
derlich, neu auszutarieren. Damit wird aber zugleich die Rolle des Ver-
trauensschutzprinzips als eines „Schlüsselbegriffs staatlichen Ausgleichs"9 

bestätigt. Seinen deutlichsten Ausdruck findet er insoweit in der gegenwärti-
gen politischen und juristischen Diskussion über einen sofortigen Ausstieg 
aus der Atomenergie im Wege einer Legalenteignung. Geht es hier um die ge-
setzgebungsspezifische Frage der eigentumsrechtlichen Zulässigkeit einer 
durch gesetzliche Stillegungsanordnung bewirkten „unechten Rückwir-
kung", so interessieren für die Zwecke dieser Studie vor allem solche admini-
strativen Eingriffe in bestehende Anlagen, die unter Gesichtspunkten des 
Umweltschutzes erfolgen, jedoch nicht auf eine „Uberwindung der Eigen-
tumsordnung im Einzelfall"10 gerichtet sind. Vertrauensschutz verschließt 
sich den Gegendeterminanten von Innovation und Flexibilität indessen 
nicht, da er - wie aufzuzeigen sein wird - einer durch Abwägung zu bestim-
menden Rangzuweisung zugänglich ist.11 Hierzu ist in erster Linie der Ge-
setzgeber berufen, der für die Exekutive ein verwaltungsrechtliches „Rah-
menprogramm" der Kollisionsschlichtung bereitstellen muß. 

Diskontinuitäten und Entwicklungsbrüche sind aber nicht nur bei der Re-
gelung des Umgangs mit technischen Gefahrenquellen wie im Umweltrecht 
unvermeidbar. Gleichen Bedingungen unterliegen vielmehr auch andere 
Rechtsgebiete, die die Gesellschaft auf die Erfordernisse und Bedingungen 
hochinnovativer Technologien ausrichten, namentlich das Wissenschafts-
recht einschließlich des Gentechnikrechts.12 Seinen „rechtlichen Kulmina-
tionspunkt" erreicht der Konflikt zwischen Bewahrung und Veränderung 
sowie Erhaltung und Modernisierung jedoch nach wie vor in jenen Rege-
lungsregimen, die die soziale Dimension der Staatstätigkeit konkretisieren. 

8 Wahl/Appel, Prävention und Vorsorge, S. 31. 
9 Maurer, HStR III, § 60 Rn. 5. 

10 Ossenbühl, AöR Bd. 124 (1999), S. 1 ff. (27) unter Verweis auf J . Rozek, Die Unterschei-
dung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 232. 

11 Zu dieser These vgl. Schmidt-Aßmann, Entwicklungsperspektiven des Verwaltungs-
rechts, S. 410; so bereits zuvor hinsichtlich der Rücknahme von Verwaltungsakten Frotscher, 
DVB1. 1976,288. 

12 Vgl. das Gesetz zur Regelung der Gentechnik v. 24.6.1994, BGBl. 1994-1, S. 1416; zu 
Problemen des Bestandsschutzes vgl. insoweit Wickel, Bestandsschutz im Umweltrecht, 
S. 202 ff.; Zivier, Rechtsprobleme des Gentechnikgesetzes im Bereich der Gefahrenabwehr bei 
legalen Vorhaben, S. 38 ff., 146 ff.; Hawkes, Der Faktor Mensch im Gentechnikrecht, S. 27ff., 
80 ff., 162 ff. 
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Auf allen diesen Gebieten des materiellen Verwaltungsrechts finden die In-
kunabeln des Vertrauensschutzes, wie sie im Verwaltungsverfahrensgesetz 
niedergelegt sind, unter dem Signum des „Bestandsschutzes" ihre sachbezo-
gene Ausgestaltung und Modifizierung. 

Expansion und Dynamik der Staatstätigkeit haben hier überall zu einer 
immer stärkeren Abhängigkeit des Individuums geführt, dessen Schicksal 
von der „Konstanz staatlichen Verhaltens" maßgeblich mitbestimmt wird.13 

Schon vor über vierzig Jahren hat O. Bachof ein „fast auswegloses Ausgelie-
fertsein des Individuums an den allmächtigen Staat" diagnostiziert.14 Zum ei-
nen besteht nicht selten eine existentielle Abhängigkeit des Bürgers vom 
Fortbestand der staatlich zugestandenen Leistungen und Bewilligungen. 
Auch sie kennzeichnet vor allem das Sozialrecht. Zum anderen ist aber - wie 
im Umweltrecht - auch eine prospektive Abhängigkeit des Bürgers festzu-
stellen, dessen persönliche Zukunftsplanung in hohem Maße der Vorausseh-
barkeit staatlicher „Kursänderungen" überantwortet wird. Diese individuel-
le Angewiesenheit auf Voraussehbarkeit bildet gleichsam das Pendant der 
verstärkten verfassungsrechtlichen Einbindung des Staates zum Schutz sei-
ner Bürger.15 Die „Dynamik des Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Rechts-
wegestaates" darf den Schutz des berechtigten Vertrauens in den Bestand frü-
her getroffener Entscheidungen der Staatsgewalt nicht einfach ignorieren 
und überrollen.16 Der Vertrauensschutzgedanke gibt mithin als Emanation 
der Rechtssicherheit stets dem „Wunsch nach Berechenbarkeit der zuneh-
mend politisch-administrativ beeinflußten Schwankungen"17 des gesell-
schaftlichen sowie wirtschaftlichen Lebens Ausdruck und wirkt als „Gegen-
kraft" gegen die Imponderabilien staatlicher Um- und Neuorientierungen. 
Damit erweist er sich als wichtigste konsentierte Konkretion von Gemein-
wohl und markiert zugleich das Verhältnis von Vertrauen und Verantwor-
tung. „Freiheit", so führt das Bundesverfassungsgericht aus, „erfordert zu-
mal Verläßlichkeit der Rechtsordnung. Denn Freiheit meint vor allem die 
Möglichkeit, das eigene Leben nach eigenen Entwürfen zu gestalten."18 Der 
Rechtsstaat mutet dem Bürger nicht unbegrenzte Risiken der Rechtsände-
rung zu. Er ist dazu bestellt, Berechenbarkeit als Bedingung der Freiheit zu 
gewährleisten, nicht nur für den gegenwärtigen Zeitpunkt, sondern auch in 
der Zukunftsperspektive.19 Vertrauensschutz befriedigt so letztlich ein Si-
cherheitsbedürfnis des Bürgers und bildet die Basis individueller Gestal-

13 Weber-Dürler, Vertrauensschutz, S. 25. 
14 So Bachof, Fs. W. Laforet, S.291, im Rahmen der Erörterung der „Rechtssatzeigenschaft 

wohlfahrtsfördernder Normen". 
15 R. Schmidt, Verwaltungsmaßstäbe, S. 105; Ossenbühl, D Ö V 1972, 26 f. 
16 Götz, F G BVerfG II, S. 421. 
17 Preuß, J A 1977,266. 
18 BVerfGE 60, 253 (268). 
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tungs- und zukunftsgerichteter Entfaltungsfreiheit. Damit tragen staatliche 
Vertrauensschutzgewährleistungen zum Aufbau einer Vertrauenskultur bei, 
die die in einem sozialen System erzielbaren „Kooperationsgewinne" maxi-
miert und diesem zugleich entscheidende Wettbewerbsvorteile gegenüber 
konkurrierenden Systemen sichert.20 

Für die rechtliche Ausgestaltung des Vertrauensschutzes ist noch immer 
die „ je -desto-Formel" als maßstäblich anzusehen, die O. Bachof auf der 
Staatsrechtslehrertagung 1973 entwickelt hat: „Je stärker der von der öffent-
lichen Gewalt ausgehende Zwang ist, je mehr sie deshalb das Verhalten des 
einzelnen bindet, je abhängiger der einzelne in seinen eigenen Dispositionen 
und Entscheidungen von einer Entscheidung der öffentlichen Hand ist, um 
so stärker ist er darauf angewiesen, auf die Zuverlässigkeit dieser Entschei-
dung vertrauen zu dürfen."2 1 Freilich ist dabei zu berücksichtigen, ob staatli-
che Entscheidungen und Reglementierungen zu einer wirklichen Abhängig-
keit des Individuums geführt haben, oder ob der einzelne im Rahmen eines 
vorgefundenen Spielraums Chancen genutzt hat,22 die mit entsprechenden 
Verlustrisiken verbunden sind. Bloße „ins Werk gesetzte Chancen" können 
daher nicht denselben Schutz genießen wie Bestandszusagen oder die auf 
Grund solcher Zusagen gemachten Dispositionen.2 3 D e r Vertrauensschutz 
darf in einer marktwirtschaftlich organisierten Gesellschaft nicht zu einer 
„Sozialisierung der Verluste" im Verantwortungsbereich des privatautono-
men Individuums führen.2 4 Freiheit ist eben nur dort, wo Ris iko ist.25 D e r 
soziale Rechtsstaat ist keine „,Assekuranzanstalt '" .2 6 In der Literatur wird 
daher zutreffend zwischen solchen Dispositionen unterschieden, die von der 
jeweiligen Vertrauensgrundlage intendiert sind, und jenen, die ohne eine fi-
nale Beziehung nur als Spekulationen ermöglicht werden.2 7 Die Austarierung 
des Verhältnisses von Rechtssicherheit und Eigenverantwortung gestaltet 

19 Vgl. Isensee, Fs. Fr. Klein, S. 613. 
20 Vgl. Ripperger, Ökonomik des Vertrauens, S. 177 ff. aus wirtschaftswissenschaftlicher 

Sicht. 
21 Bachof, VVDStRL 32 (1974), S.228; befürwortend auch Schmidt-Aßmann, Entwick-

lungsperspektiven des Verwaltungsrechts, S.410. 
22 Stern, Fs. Maunz, S. 392, spricht von „Chancenausnutzung". 
23 Vgl. Kisker, VVDStRL 32 (1974), S. 163, 166, der aber für ein „Ins-Werk-Setzen bloßer 

Chancen einen Rechtsanspruch auf größtmögliche Schonung" postuliert; für einen seiner In-
tensität nach abgestuften Vertrauensschutz auch Bachof, aaO., S. 242 f. 

24 Vgl. Tomuschat, Diskussionsbeitrag, VVDStRL 32 (1974), S. 263 f.; vgl. in diesem Sinne 
bereits lange zuvor Werner, Das Problem des Richterstaates, S. 22 f. 

25 Lerche, D Ö V 1961, 489. 
26 Dürig, J Z 1955, 525. 
27 Oldiges, Plangewährleistungsrecht, S. 79, 219 f. mit Fn. 172 (in Anlehnung an Gygi, in: 

Planung II, S. 113, 137f.); Ossenbühl, Gutachten B für den 50. D J T (1974), S.202; Badura, 
Wirtschaftsverfassung, S. 110; H.-J. Papier, in: Maunz/Dürig, G G , Art. 34 Rn. 182 ff.; Muckel, 
Kriterien, S. 101 f. 
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sich indessen in all den Fällen problematisch, in denen die Dispositionsfrei-
heit des einzelnen durch eine mittelbare Einbeziehung in das System staatli-
cher Lenkungsmaßnahmen beeinträchtigt wird; dies gilt namentlich für die 
staatliche Planung und Subventionierung privater Initiativen. Der Begriff der 
Lenkungswirkung erfaßt alle Folgen individueller Willensentscheidungen, 
die sich dadurch erzielen lassen, daß Leistungen von einem bestimmten Ver-
halten des Empfängers abhängig gemacht werden. Die für diesen Sektor typi-
sche influenzierende Wirkung staatlichen Handelns ist von W.-R. Schenke28 

und H. D. Jarass29 eingehend beschrieben worden.30 

Unbestreitbar liegt eine Beständigkeit im Auftreten des Staates gegenüber 
seinen Bürgern auch im Interesse der Staatsautorität.31 Sie leidet zwangsläu-
fig, wenn der Bürger in weiten Bereichen mit einem wechselhaften Verhalten 
der Verwaltung rechnen muß, das ihm kein Sich-Einrichten auf bestimmte 
berechtigte Erwartungen infolge des bisherigen behördlichen Verhaltens ge-
stattet. Erfährt das Ansehen des Staates Abbruch, wird auch die Bereitschaft 
des einzelnen zum Rechtsgehorsam geschwächt. Indessen darf auch hieraus 
keine allzu weitreichende, irreversible Bindung des Staates an vorangegange-
ne Entscheidungen gefolgert werden, die ihn zu einer Inflexibilität verurteilt. 
Faktische Verhältnisse bilden ein auch zeitliches Kontinuum, und minde-
stens eine Erwartung, die sich auf den Bestand einer Situation richtet, wird 
durch jegliches Handeln in Mitleidenschaft gezogen.32 Wichtig erscheint es 
daher, das rechte Maß des individuellen Schutzes vor den Konjunkturen des 
öffentlichen Lebens zu bestimmen, was nur im Einzelfall gelingen kann. Für 
die hier interessierenden verfahrensrechtlichen und materiellrechtlichen Vor-
gaben des Verwaltungsrechts sowie die auf ihrer Grundlage getroffenen Ver-
waltungsentscheidungen gilt ebenso wie für legislative und judikative Akte, 
daß das Maß dessen, was an Vertrauen schutzwürdig und damit änderungs-
fest oder ersatzpflichtig ist, sich aus einer Gesamtbetrachtung der jeweils re-
levanten gesetzlichen Gesichtspunkte ergibt.33 

Die außerordentliche Vielgestaltigkeit des Vertrauensgedankens zeigt 
sich darin, daß er ebenso wie in den unterschiedlichen Teilen der Rechtsord-
nung34 auch innerhalb der verschiedenen Bereiche ein- und derselben Säule 
sein Anwendungsgebiet unter jeweils eigenständigen Voraussetzungen fin-
det und dementsprechend zu ganz unterschiedlichen Rechtsfolgen führen 
kann. Aber auch die Verwurzelung des Grundsatzes des Vertrauensschutzes 

28 Schenke, DÖV 1983, 321. 
29 Jarass, NVwZ 1984, 477; ders., Wirtschaftsverwaltungsrecht, S. 35. 
30 Vgl. in diesem Sinne auch Lübbe-Wolff, Eingriffsabwehrrechte, S. 215. 
31 Mainka, Vertrauensschutz, S. 27. 
32 Kunig, Das Rechtsstaatsprinzip, S.416. 
33 Götz, FG BVerfG II, S. 422. 
34 Vgl. insoweit Pieroth, Rückwirkung, S. 120. 
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auf den diversen Feldern der Staatsgewalt, also den Maßnahmen der Verwal-
tung, den Manifestationen der Rechtsprechung sowie den Akten der Ge-
setzgebung, gebietet einen differenzierenden Ansatz.35 Folgerichtig hat F. 
Ossenbühl schon frühzeitig dafür plädiert, „die Vorstellung eines allgemei-
nen Vertrauensschutzprinzips ... aufzugeben".36 In dieselbe Richtung weist 
die These Ph. Kunigs, der hervorhebt, daß „die Ausprägungen (des Prinzips 
des Vertrauensschutzes) durch den Zusammenhang mit den Anforderungen 
an die einzelnen Gewalten ihre spezifische Gestalt erhalten" haben.37 In 
welchem Rahmen sich staatliches Handeln ändern darf, ist daher angesichts 
ihrer Besonderheiten für jede staatliche Gewalt gesondert zu bestimmen.38 

Mithin variiert aber nicht allein das Maß der Berechenbarkeit staatlichen 
Handelns, sondern ebenso die Begründungspflicht staatlicher Kursände-
rungen.39 

Da Gesetze einen abstrakt-generellen Charakter haben, also eine breite, 
zum Zeitpunkt ihres Erlasses im einzelnen nicht vorhersehbare Wirkung er-
zeugen, bedarf es im Bereich der Gesetzgebung einer ungleich höheren Flexi-
bilität bei der Anpassung an veränderte Lagen als bei konkret-individuellen 
Akten der Verwaltung.40 Die Verfassung läßt dem Gesetzgeber für die not-
wendigen Maßnahmen einen breiten, letztlich vom Demokratiegebot gefor-
derten politischen Gestaltungsspielraum,41 während, um mit B. Pieroth zu 
sprechen, „Vorhersehbarkeit... im Verwaltungsrecht insofern gegeben ist, als 
der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit herrscht."42 Er führt seiner Natur nach 
zu einer Verengung des Entscheidungsspielraums der Verwaltung. Wandlun-
gen des administrativen Handlungskonzepts vollziehen sich freilich nicht 
nur innerhalb der auf Gesetzesvollzug gerichteten Verwaltung, sondern auch 
im Rahmen ihrer nicht-gesetzesdirigierten Aufgaben.43 Die Zahl staatlicher 
Genehmigungen, Erlaubnisse und Zuteilungen zu Zwecken der Daseinsvor-
sorge ist insoweit noch immer beachtlich. Mangels spezifischer gesetzlicher 
Determinanten ist das Kontinuitätsvertrauen hier nur in begrenztem Maße 

35 Schmidt-Aßmann, HStR I, § 24 Rn. 81; dies bestreitet wohl auch Burmeister, Fs. Friauf, 
S. 768, nicht, selbst wenn er „trotz der Unterschiede zwischen allgemeingültiger Rechtsetzung 
(Gesetzgebung) und Rechtsauslegung im Einzelfall (Rechtsprechung und Verwaltung) beide 
Bereiche prinzipiell den gleichen Bindungen an das Vertrauensschutzprinzip zu unterwerfen" 
sucht. A.A. Weber-Dürler, aaO., S. 79 ff., 153 ff.; kritisch hierzu Muckel, Kriterien, S. 16 f. 

36 Ossenbühl, VVDStRL 32 (1974), S. 240. 
37 Kunig, Das Rechtsstaatsprinzip, S. 195. 
38 Ders., aaO., S. 416; Leisner, Fs. Berber, S. 276; Pieroth, Rückwirkung, S. 120,122 f.; Muk-

kel, Kriterien, S. 16 f.; Steiner, Vertrauensschutz als Verfassungsgrundsatz, S. 31 ff. 
39 Götz, aaO., S. 422; Würtenberger, Staatsrechtliche Probleme, S. 367 Fn. 125. 
40 Burmeister, Vertrauensschutz im Prozeßrecht, S. 23 ff. 
41 Leisner, aaO., S. 293; Schlenker, Soziales Rückschrittsverbot, S. 195 f. 
42 Pieroth, Rückwirkung, S. 122; ebenso Leisner, aaO., S. 279/280. 
43 Vgl. zu dieser Verwaltungskategorie Stern, Staatsrecht III/1, §74 II 3 b und II 4 b 

(S. 1355). 
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schutzwürdig. Überdies endet das Vertrauen in den Fortbestand einer Ver-
waltungsübung am Zugriffsrecht des Gesetzgebers.44 Andererseits kann die 
Wirkkraft des administrativen Vertrauensschutzes gegenüber seinem legisla-
tiven Pendant angesichts des unterschiedlichen Adressatenkreises der ver-
trauensbegründenden Maßnahmen jedoch auch eine Verstärkung erfahren. 
Da im Wege der Gesetzgebung keine speziellen Beziehungen zwischen dem 
Staat und dem einzelnen Bürger begründet,45 sondern die wesentlichen Rich-
tungsentscheidungen der Staatslenkung getroffen werden, ist das Vertrauen 
des Bürgers hier weniger konkret. Diesem Umstand kommt namentlich bei 
einer Einzelfallregelung durch Verwaltungsakt oder anderweitig individuali-
siertem Verwaltungshandeln Bedeutung zu; wegen der speziellen Beziehung 
zwischen Staat und Bürger erscheint in diesen Fällen ein intensivierter Ver-
trauensschutz geradezu geboten.46 Eine solche Ausdehnung seines Schutzge-
halts ist insonderheit vor dem Hintergrund gerechtfertigt, daß die Wirkun-
gen dieses Verwaltungshandelns auf einzelne Bürger begrenzt und damit 
überschaubar bleiben. Eine punktuelle Inflexibilität läßt sich insofern leich-
ter verkraften als eine Bindung in einer unüberschaubaren Zahl von Fällen.47 

Wie das durch die Verwaltungspraxis geprägte Institut der administrativen 
Selbstbindung verdeutlicht, ist jedoch auch dem Verwaltungsrecht die Idee 
einer „Breitenwirkung" vertrauensschutzrelevanter Begünstigungen zumin-
dest im Ansatz nicht fremd. Die Verwaltung muß aber auch in diesem Fall das 
Vertrauen des einzelnen veranlaßt haben. 

Doch würde eine Argumentation zu kurz greifen, die den Vertrauens-
schutz im Verwaltungsrecht ganz vom Bilde des einseitig hoheitlich han-
delnden Staates her konzipieren und der Verwaltung im Gefolge ihrer zen-
tralen Entscheidungsaufgabe auch das ausschließliche Veränderungsrisiko 
zuweisen will . Damit bliebe der Wandel vom liberalen Rechtsstaat zum de-
mokratischen und sozialen Rechtsstaat abermals unberücksichtigt, der nicht 
nur für den Inhalt, sondern auch für die Form der Staatstätigkeit wesentliche 
Veränderungen gebracht hat. Im Zuge einer mächtig vordrängenden Lei-
stungsverwaltung und Daseinsvorsorge, die das moderne Gemeinwesen als 
Wohlfahrts-, Lenkungs-, Ausgleichs- und Verteilungsstaat kennzeichnen,48 

44 Isensee, Fs. Doehring, S. 377. 
45 H. Maurer, HStR III, § 60 Rn. 68, betont, daß sich das Vertrauen bei Verwaltungsakten -

im Gegensatz zu den abstrakt-generellen Gesetzen - an individuellen und konkreten Umstän-
den orientiert. 

46 Ossenbiihl, DOV 1972, 34, definiert „Vertrauensschutz" ausschließlich als „Individual-
schutz", der eine „konkret-individuelle Vertrauensanknüpfung voraussetzt". Im Bereich der 
Gesetzgebung und der Rechtsprechung kann dann nur der Grundsatz der Rechtssicherheit 
Anwendung finden. 

47 Oh, Raum- und Stadtplanungsrecht, S. 166. 
48 Vgl. Hoffmann-Riem, DVB1. 1994, 1381. Die von ihm apostrophierte Interventionstä-

tigkeit kann als Oberbegriff der im vorliegenden Zusammenhang zuvörderst interessierenden 



Einführung 9 

haben Verwaltungsverträge und schuldrechtsähnliche Verhältnisse eine zu-
nehmende Bedeutung für die Rechtsbeziehungen zwischen Verwaltung und 
Bürger erlangt. Damit ist eine „Nähe" der Beteiligten entstanden, die den 
Bürger - vor allem mit dem Ziel seiner Selbstbestimmung - in vielen Berei-
chen zum „Partner" eines verwaltungsrechtlichen Rechtsverhältnisses auf-
gewertet hat.49 Das Gehorsamsverhältnis wird damit durch ein Verfahren 
der Zusammenarbeit abgelöst;50 die Erfüllung von Verwaltungsaufgaben ist 
mithin durch bilaterales Handeln geprägt. Von diesem Befund „kooperie-
render Partnerschaft" wird herkömmlicherweise auf eine besondere Bedeu-
tung des Vertrauensschutzprinzips im Verhältnis zwischen Verwaltung und 
Bürger geschlossen.51 Insoweit ist jedoch eine differenzierende Sichtweise 
anzumahnen. Gerade im Bereich des kooperativen Verwaltungshandelns 
müssen aus der Gleichordnung der Beteiligten Folgerungen für die Risiko-
verteilung einer änderungsbedürftigen „Vereinbarung" gezogen werden. 
Hier ist es geboten, das „Prognoserisiko" durch eine Neugewichtung der 
Gegenpositionen von Rechtssicherheit und Vertrauensschutz einerseits und 
von Flexibilität und Innovationsoffenheit andererseits gleichmäßig zu ver-
teilen. Eine Verwaltungsrechtsordnung, die sehr viel stärker als zuvor auf 
Kooperation und Kommunikation zwischen Staat und Bürger ausgerichtet 
ist, gelangt von innen heraus zu einer veränderten Gewichtung zwischen 
staatlicher Verhaltensbeeinflussung und privater Vertrauensbetätigung.52 

Gerade für den - unter Vertrauens- und bestandsschutzrechtlichen Ge-
sichtspunkten paradigmatischen - Bereich des Umweltschutzes und der glo-
balen Umweltprobleme ist jedoch hervorgehoben worden, daß die Tragfä-
higkeit des Konzepts kooperativer Verhältnisse wegen der durch zahlreiche 
Unsicherheiten geprägten Problemlagen zweifelhaft ist. Insoweit gilt es, die 
Eigenständigkeit des Staates und des ihm eigenen Durchsetzungspotentials 
gegenüber den pluralen Formen der Kompromiß- und Konsensbildung 
nach wie vor anzuerkennen.53 Zugleich aber geraten Vertrauens- und Be-
standsschutzpositionen insbesondere auf diesem Gebiet zunehmend in den 
Sog der Forderung, der Verwaltung einen „Experimentierspielraum" zu er-
öffnen, sofern es um die Erlangung von Risikowissen geht.54 Offene Situa-
tionen, die nicht unter Rückgriff auf das Erfahrungswissen bewältigt wer-
den können, verlangen, daß auch das, was unter Verantwortung und Ver-

Lenkungstätigkeit verstanden werden; vgl. zu diesem Verständnis Lübbe-Wolff, Eingriffsab-
wehrrechte, S. 216. 

49 Frotscher, DVB1. 1976, 288. 
50 Ossenbühl, DÖV 1972, 26. 
51 Vgl. statt vieler dens., aaO. 
52 Schmidt-Aßmann, Entwicklungsperspektiven, S. 411. 
53 Wahl/Appel, Prävention und Vorsorge, S. 56 f. 
54 Ladeur; Risikooffenheit und Zurechnung, S. 126 ff. 
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trauen verstanden werden soll, sich auf die Bedingungen eines Entschei-
dungsverhaltens unter Ungewißheit einstellt.55 

Anläßlich der Diskussion um die Reform des Verwaltungsrechts ist im 
Lichte dieser Risikooffenheit zugleich eine stärkere Berücksichtigung der 
multilateralen Interessenlage im verwaltungsrechtlichen Entscheidungspro-
zeß angemahnt worden. Rechtssicherheits- und Vertrauensschutzkonzepte 
dürfen hiernach nicht allein auf die „Interessensphäre des Projektträgers zen-
triert" sein.56 

Vielmehr muß zugleich ein Vertrauen der am Entscheidungsprozeß be-
troffenen Dritten geschützt werden, namentlich darauf, daß eine sie belasten-
de Entscheidung bei weiteren Belastungen revidierbar ist und revidiert wird, 
zumal wenn sie auf unsicherer und entwicklungsoffener Grundlage zustande 
gekommen ist. Um ein solches „Entscheidungsverhalten unter Ungewiß-
heitsbedingungen"57 zu ermöglichen, erscheint in diesen Fällen - de lege fe-
renda - ein „Interessenausgleich" zwischen Bestandsschutz und nachträglich 
gestiegener Drittbetroffenheit unabweisbar.58 Auch hier wird die Idee des 
Vertrauensschutzes Abwägungsoffenheit beweisen müssen; abermals wird so 
bereits der bloße Verdacht widerlegt, der Vertrauensschutzgrundsatz sei 
Ausdruck eines „hypertrophen Rechtsschutzdenkens"59 oder gar eines „ro-
mantisch-konservativen Staatsbildes"60. 

Die nachfolgende Untersuchung verfolgt das Ziel, die Regeln des admini-
strativen Vertrauensschutzes an Hand einiger essentieller Verfahrens- und 
materiellrechtlicher Entscheidungen des Gesetzgebers „herauszumeißeln",61 

sie zu bewerten und in ein System zu bringen.62 Dabei wird sich zeigen, daß 
sich auch dieses Prinzip der zunehmenden Dynamisierung des Verwaltungs-
rechts und damit der Forderung nach Beschleunigung sowie Effizienzsteige-
rung63 nicht entziehen kann. Gehalt und Reichweite des Grundsatzes unter-

55 Schmidt-Aßmann, Entwicklungsperspektiven des Verwaltungsrechts, S.411; Hoff-
mann-Riem, AöR 115 (1990), S.446, spricht davon, „daß Revisionschancen (nicht) an dem 
Aufbau bestandsgeschützter Positionen Betroffener scheitern" dürfen. 

56 Hoffmann-Riem, DVBl. 1994, 1390. 
57 Ders., aaO. 
58 Ders., aaO. 
59 Forsthoff, Verwaltungsrecht I, S. 283, der mit dieser Begründung hinsichtlich der Rück-

nahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes sowie der Bestandskraft rechtswidriger öffent-
lich-rechtlicher Verträge einen Vertrauensschutz contra legem ablehnt. 

6 0 Zu dieser Kennzeichnung des Vertrauens des Bürgers „auf ein Wort des Staates" vgl. 
Bullinger, JZ 1999,911. 

61 Zum Begriff Ossenbühl, VVDStRL 32 (1974), S.241. 
62 So die Aufgabenstellung Kiskers, VVDStRL 32 (1974), S. 160/161, der diese methodische 

Forderung jedoch auf die Rechtsprechung beschränkt - und hier wiederum auf die Recht-
sprechung des BVerwG zur Rücknahme rechtswidriger begünstigender Verwaltungsakte so-
wie die Rechtsprechung des BVerfG zur unechten Rückwirkung von Gesetzen. 

63 Vgl. hierzu Ronellenfitsch, Novellierung des Verwaltungsverfahrensgesetzes, S. 62. 
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Gesetzmäßigkei t der Verwaltung) 
Leistungsverwaltung 8, 22, 61, 152, 188 ff., 

197 
Leitlinien der Beihilfepolitik 504 ff. 
Lippische Hauptgenossenschaf t -Entschei -

dung 472 
Lüth-Ur te i l 73, 122 

Maast r icht -Entscheidung 448 f. 
Magermilchpulver-Entscheidung 518 
Maßnahmen , nachträgliche (siehe A n o r d -

nungen nachträglicher Art) 
Mehrpol ige Rechtsverhältnisse (siehe 

Verwaltungsakt: mit Doppe lwi rkung) 
Menschenwürde 29 
Milchquoten-Fal l 451 
Mindestver t rauensschutz (siehe Wesens-

gehaltgarantie) 
Minimals tandard, grundrecht l icher (siehe 

Bestandsschutz) 
Mit tei lungen der Kommiss ion 502 ff. (siehe 

auch Warnmit te i lungen) 
Mülheim-Kärl ich-Beschluß 345 f., 391 

N ä h e z u m Beweis, Pr inzip der 266 
Naßauskiesungs-Beschluß 288, 442 
Neckarwes the im-Ur te i l 394 Fn. 484 
Nicht igkei t (siehe Vertrag) 
Not i f iz ie rung von Beihilfen 4H f., 467, 481, 

490, 493, 500 ff., 523, 526, 536, 554, 559 
N u t z u n g der Umwel t , Recht auf 442 
N u t z u n g s ä n d e r u n g (siehe aktiver Bestands-

schutz) 

Opt imie rungsgebot 77, 307 (siehe auch 
Abwägungsgebot ) 

Of fnungs techn ik , selbstvollstreckende, 
vol ls t reckungsbedürf t ige 435, 440 

pacta sunt servanda 237 f., 243, 250, 294 
Personenbeförderungsrecht 426 ff., 439 
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Persönlichkeitsrecht , allgemeines 29, 120 ff. 
Plangewährleis tung 278ff., 296, 324 
Planung / Planungsrecht 2, 40, 149, 278ff., 

289, 295 f. 
P räponderanz der Gemeinschaf ts interessen/ 

öffent l ichen Belange 520, 526 f. 
Pr inzipientreue (siehe Selbstbindung) 
Prognoser is iko 9 (siehe auch Risiko-

offenheit) 
- wasserwirtschaft l iches 410,420 
Prognosespie l raum des Gesetzgebers 443 
Propor t ional i tä tsgrundsatz (siehe Uber -

maßverbot) 
Prozedural is ierung 297 ff. (siehe auch 

Refo rm des Verwaltungsrechts) 
Publikat ion von Verwaltungsvorschrif ten 

(siehe Verwaltungsvorschrif ten) 

Rechtskraf t 155, 159, 162 
Rechtsschein (bei Zusage) 232 f. 
Rechtssicherheit 16 f., 19 f., 26, 30, 36 ff., 

81 f f , 97 ff., 108, 140, 146, 157, 184, 207, 
230, 232, 250, 287, 302, 344, 356, 367, 472, 
479 f., 483, 488 f., 510, 518, 525, 527, 548, 
572 

- als Gebo t der Rechts- und Formen-
klarheit 82f., 270, 561 f., 567 

- durch Grundrech te 83 f. 
Rechtsstaat 
- als G r u n d n o r m des Vertrauensschutzes 

77 
- demokrat ischer - 8 
- Konkret is ierung durch Grundrech te 

83 f. 
- liberaler - 2, 8, 46 f. 
- sozialer - 8, 48, 56 
Rechtsstaatsprinzip 1 6 f f . , 19 f., 23, 30, 

36 f f , 76 f f , 92 f . , 102, 275 ff., 286, 541 
- als G r u n d n o r m des Vertrauensschutzes 

76 ff., 84 ff., 142 
- Ambivalenz bezüglich Vertrauensschutz 

107 f. 
- formale Ausprägung 78 ff., 96 
- Lei ts t rahlenwirkung 23 f., 143 
- materielle Ausprägung 78 ff., 92 f. 
- Pr inzipiencharakter 77 ff. 
- Richt l in ienfunkt ion 95 ff., 147 
- „Subjektivierung" 99 f. 
- Subsidiarität gegenüber grundrecht l icher 

Her le i tung 25, 87f., 107f., 142, 146, 185, 
3 6 7 f f , 572 

Redukt ion , prinzipiengeleitete 547 
Refo rm des Verwaltungsrechts 10, 296 ff. 

Reformbedar f , gesetzlicher 3 0 3 f f , 337, 
485 f., 566ff. 

Regelvermutung des § 48 Abs. 2 Satz 2 
V w V f G 528 ff., 535 f. 

Restrisiko 296 f., 377, 383 f., 386, 390, 434, 
437 

Revisibilität von Verwaltungshandeln (siehe 
Risikooffenhei t ) 

Ris ikobeurtei lung 384, 389 
Ris ikooffenhei t 9 f., 297ff., 337 f. 
Risikovertei lung 9, 46, 4 8 f f , 339, 346, 376 
Risiokovertei lungslehre Salzwedels 376 f., 

419 ff. 
Ris ikovorsorge 299, 335 f., 354, 358, 382 ff., 

386, 394 
Rückfo rde rung gemeinschaftswidriger 

Beihilfen 458, 465 ff. 
Rücknahme von VA 14f., 28, 151, 156, 162, 

165 f f , 174 f f , 188, 192, 194 ff., 199 f f , 
232, 284, 287, 290, 293, 311 ff., 320, 328, 
364, 373, 375, 381, 392, 407 f., 413, 469 ff., 
524, 535, 543, 559, 570, 572 

- eingeschränkter Bestandsschutz 178 ff. 
- gemeinschaftswidriger Verwaltungsakte 

464 ff., 470 
Rücknahmeermessen 469 ff., 480 
Rücknahmefr i s t 472 ff., 559 
Rückwi rkung von Gesetzen, echte /unechte 

17 f f , 24, 27, 87, 98 f., 142, 273, 281 

Sachgerechtigkeit 31 f., 40 
Sachnormen 457 
San Giorg io-Entsche idung 526 
Schadensvorsorge (siehe Gefahrens- / 

Schadensvorsorge) 
Schutzanordnungen (siehe A n o r d n u n g e n 

nachträglicher Art) 
Schutzgehalt des Vertrauensgedankens 

36 ff. 
- Disposi t ionsschutz (siehe dor t ) 
- Rechtskont inui tä t (siehe Kont inui tä t ) 
- Systemtreue / -gerechtigkeit (siehe dor t ) 
Schutzgrundsatz des § 5 Abs. 1 Nr . 1 

BImSchG 351 f. 
Schutzpfl icht , grundrecht l iche 73 f. 
Schweinemästerfall 370 
Selbstbindung der Verwaltung 47 f., 115 f f , 

144, 149 f., 251 f f . 
- administrative -, kraf t Verfassung 8, 49, 

7 i 5 / / , 2 9 5 
- administrative -, verfahrensrechtl ich 

148 ff., 161 
- legislatorische - 39, 378 
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- partielle - 275 
Selbstverpfl ichtung der Verwaltung 227 
Sicherheitsphilosophie 363 f., 384ff., 388, 

399 
Solange-II-Beschluß 448 ,511 
Sorgfaltsmaßstab 492 ff., 534 f., 567 
Sozialbindung 343, 443 (siehe auch 

Grundrech te : Inhalts- und Schranken-
bes t immung) 

Sozialrecht 337 
Sozialstaatsprinzip 22 f., 28, 5 7 f f . , 63 f f , 73, 

76, 108, 142, 146 
Spezialität der Fachgesetze 311 ff. 
Staatss t rukturpr inzipien 73, 7 7 f f , 92 f. 
status q u o 74, 269, 289, 314, 323, 346, 

424 f., 573 
S te f f -Houlberg-Entsche idung 480, 488 
Stillegung 343, 364, 378, 389, 392 f. 
Störer, latenter 370 
Subordinat ionsverhäl tnis 46 
Subsidiarität des § 1 Abs. 1 V w V f G 310 f f , 

319 f., 365, 368, 416 
Subsidari tätsprinzip 564 f. 
Systemgerechtigkeit / - t r e u e 39 f., 143 

Tabak-Beschluß 511 
Tatbes tandswirkung 
- der Kommiss ionsentscheidung 

(siehe dort) 
- des VA (siehe Verwaltungsakt) 
Teilentscheidung 301 ff. 
Theor ie der materiellen Bestandskraft 154, 

290 
Treu und Glauben 13 f f , 20 f f , 24, 26, 

30, 37, 93 f f , 142, 146, 228 ff., 292, 422, 
525 f. 

- venire contra factum p rop r ium 21 f., 31, 
94, 277 

Tunnelofen-Entscheidung 326, 329 

Übermaßve rbo t 97, 1 0 2 , 1 3 3 f f , 140f., 
144 f., 192, 275, 355 f., 364 f., 369, 374, 
376, 393 ff., 410 ff., 416, 420 ff., 437, 440 f., 
523 

- als Schranken-Schranke 139 ff. 
- regulative Funk t ion 136 f. 
Umwel t rech t 2 f., 304 f f . , 3 1 6 f f , 337 ff., 339 

Fn. 169, 297 f., 354 ff., 376 f. 435, 574 
Unanfech tbarke i t von VA (siehe Verwal-

tungsakt) 
Ungewißhei t (siehe Risikooffenhei t ) 
Unmögl ichkei t , praktische (siehe Effekt i -

vitätsgebot) 

Unternehmensf re ihe i t (siehe Grundrechte : 
Art . 12 Abs. 1 G G ) 

Veränderung der U m w e l t 370 (siehe auch 
Schweinemästerfall) 

Veränderungsris iko 8, 49, 144 
Verbindlichkeit 152 f., 573 (siehe auch 

Bindungs- u n d Entscheidungswirkung) 
- von Zusagen 230 ff. 
Verdrängungswirkung des Gemeinschaf ts -

rechts (siehe Gemeinschaftsrecht) 
Vereitelungsverbot (siehe Effektivitäts-

gebot) 
Verfassungsabhängigkeit des Verwaltungs-

rechts 329 
Verhältnismäßigkeit , Grundsa t z der 314 f., 

344 f., 347 (siehe auch Abwägungsgebot ) 
- im Gemeinschaf tsrecht 467, 487, 523, 525 
Verkehrsrecht (siehe Personenbeförde-

rungsrecht) 
Vermögensausgleich 178 f., 291 
Vermögensdisposi t ion 175 f. 
Verpfl ichtungsklage 321 
„Verteilerstaat" 2, 105 ff. (siehe auch 

Grundrech te : Leistungsrechte) 
Vertrag, öffentl ich-rechtl icher / Verwal-

tungsvertrag 9, 44, 49, 149, 2 3 5 f f , 261, 
280, 284 f., 289, 294, 296, 553 f f . 

- Bedeutung der Grundrech te 246 ff. 
- koordinat ionsrecht l icher - 47, 247 f., 294 
- Nicht igkei t 239 ff., 554 ff. 
- Rechtswidrigkeit 2 4 3 f f , 554, 558 
- subordinat ionsrecht l icher - 239 f., 248 f., 

294, 557 
Vertrauen 
- als Indiz fü r Eigentum 38, 362 
- Schutzwürdigkei t 176f., 267 f., 280 ff., 

290 f., 322, 362 f., 400 f., 465, 469, 486, 
520ff., 528ff. (siehe auch Vertrauens-
schutz: Ausschlußgründe) 

Vertrauensschutz 8 Fn. 46, 16, 31 f f , 45, 53, 
66 ,314 ,344 f., 423 ff. 

- „abstrakter" - 44 
- als Abwägungs topos 104, 1 2 6 f f , 147, 

484 
- als Disposi t ionsschutz 41 f f , 105,110, 

140, 143 ff., 175 f., 186,218, 231 f., 247 ff., 
267 f., 270, 276, 284 ff., 295, 314, 362, 
416 f., 424, 497,523, 533 

- Aussch lußgründe 107, 2 0 2 f f , 362, 
4 9 2 f f , 530, 534 

- bei rechtmäßigem Verwaltungshandeln 
34 ff., 172 ff. 



608 Stichwortverzeichnis 

- bei rechtswidrigem Verwaltungshandeln 
14, 101 f f . , 174 ff., 2 0 2 f f , 232 ff. 

- bei Rücknahme von VA 198 ff. (siehe 
auch bei rechtswidrigem Verwaltungs-
handeln) 

- bei rechtswidrigen Vorteilen und 
Vorzugsstellungen (siehe bei rechts-
widr igem Verwaltungshandeln) 

- Bestandsschutz (siehe dor t ) 
- Bindungswirkung (siehe dort) 
- bipolarer - 307 
- durch Grundrech te 83 f., 95 f., 105 f f . , 

109 ff., 124 f f , 139 f f , 286 f. (siehe auch 
dor t ) 

- durch Rechtsstaatlichkeit (siehe Rechts-
staatsprinzip) 

- Einzelfallgerechtigkeit 90 ff. (siehe auch 
Gerechtigkeit) 

- e inzelgrundrechtl icher Ansa tz 125 ff. 
- Entscheidungspr imat des Gesetzgebers 

(siehe legislativer Entscheidungspr imat , 
„großer" und „kleiner Interessenaus-
gleich" und Konkret i s ierungspr imat des 
Gesetzgebers) 

- Ermessensparameter 50, 147 
- Ermessensreduzierung 191 f. 
- Ermessensspielraum der Verwaltung 120, 

138, 1 6 9 , 1 9 3 f . , 197, 201,218, 224, 266 ff., 
275, 277, 364, 414, 438, 470 (siehe auch 
Selbstbindung) 

- Gleichbehandlungsgebot 28 f. (siehe 
auch Gleichheitssatz sowie Grundrech te : 
Ar t . 3 Abs. 1 G G ) 

- „großer Interessenausgleich" 96, 104 
Fn. 579, 130, 138, 1 8 8 f f , 291, 332 

- Grunde lemente der Her le i tung 31 ff. 
- Grundrech te als dogmatische Heimat 

23 ff., 51 ff., 142 ff. 
- grundrecht l iche Minimalposi t ionen 

gegenüber Gemeinschaftsgewalt 
508 ff. 

- Handlungsdi rekt ive 138 f. 
- Her le i tung 12 ff. 

- in der Li teratur 19 ff. 
- in der Rechtsprechung 13 ff. 

- in Dreieckskonstel la t ionen (siehe 
Verwaltungsakt: mit Doppe lwi rkung) 

- im Gemeinschaf ts recht 445, 478, 483 ff., 
4 8 7 f f , 494 ff., 517 ff., 525 ff., 548, 551, 
564, 569 

- im Umwel t rech t 2 
- Ins-Werk-Setzen (siehe dor t ) 
- „kleiner ( konkret is ierender) Interessen-

ausgleich" 96, 104 Fn. 579, 130 ff., 1 9 2 f f , 
198,210, 291,322, 572 

- Konkret is ierungspr imat des Gesetzgebers 
32 f., 50, 72, 96, 368, 574 

- Korrekt iv der Gesetzmäßigkei t 102 f. 
(siehe auch Gesetzmäßigkei t der Verwal-
tung) 

- legislat iver- 3, 7,16 f f , 98 f., 225, 497, 
524 (siehe auch Rückwi rkung von 
Gesetzen) 

- legislativer Entscheidungspr imat 103, 
129f., 1 4 5 , 1 8 7 f f , 367, 574 

- Leistungsverbrauch 175 f. 
- Normenhie ra rch ie 32 f. 
- „offener" - 224 
- offenes Rechtspr inzip 92 ff. 
- Pr inzipiencharakter 77 ff. 
- Schutzgut 33 ff. 
- Statusschutz 27 f., 98, 140 (siehe auch 

status quo) 
- St rukturelemente 88 ff. 
- tatbestandliche Kontur ie rung 33 f .,88 f f , 

109, 143, 146 
- Treu und Glauben 13 ff., 93 ff. (siehe auch 

dor t ) 
- Ube rmaßve rbo t (siehe dort) 
- und Verwal tungsrechtsreform 295 ff. 
- Un te rp r inz ip der Rechtsstaatlichkeit 92 

(siehe auch Rechtsstaatsprinzip) 
- Verdichtung zu rechtsförmigem Prinzip 93 
- Verfassungsqualität 30 
- Vermögensschutz 26 f., 178 ff., 233 ff., 

397 (siehe auch Bestandsschutz, wir t -
schaftlicher) 

- Vertrauensschaden 362 
- Vorhersehbarkei t staatlichen Hande lns 

1 ff., 28 ff. (siehe auch Kont inui tä t ) 
- Wertschutz (siehe Bestandsschutz, 

wirtschaft l icher) 
- Widerruf von VA 206 ff. (siehe auch 

dor t ) 
- Zusammenhang mit Verhältnismäßigkeit 

und Ubermaßve rbo t 134 ff. 
Ver t rauensschutzpr inzip (siehe Vertrauens-

schutz: Prinzipiencharakter) 
- als Fundamen t des Individualrechts-

schutzes 259 f. 
Verursacherprinzip 339, 399 
Verwaltungsakt 150 ff. 
- als Garant von Rechtsstaatlichkeit und 

Rechtssicherheit / Stabil isierungswirkung 
151 f., 168, 170, 225 ,289 

- als Vertrauensgrundlage 225, 263 
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- Aufhebung 164 
- ex nunc/ex tunc 292 f. 

- Bestandskraft (siehe dort) 
- Bindungs- und Entscheidungswirkung 

152 f f . , 289 f., 315 
- Feststellungswirkung 154, 316, 378 
- Flexibilisierungsfunktion 300 f. (siehe 

auch Flexibilisierung sowie Risiko-
offenheit) 

- Gestaltungswirkung 316 
- mit Dauerwirkung 200, 206 f., 219 f. 
- mit Doppelwirkung 132f., 303, 327f., 

345 
- Nebenbestimmungen 208 ff. 
- Rücknahme (siehe Rücknahme von VA) 
- Tatbestandswirkung 153 f., 318 
- Teilbarkeit 222 
- Unanfechtbarkeit 1 5 3 , 1 5 8 f f , 165ff, 

290 
- Verbindlichkeit 152ff, 160, 163, 169, 

289 f. 
- vorläufiger - 301 f. 
- Widerruf (siehe Widerruf von VA) 
- Wirksamkeit 158ff, 164 f f , 290 
Verwaltungsautonomie der Mitgliedstaaten 

451, 459 ff., 517, 550 
Verwaltungshandeln 
- drittwirkendes - 327 f. (siehe auch 

Verwaltungsakt mit Doppelwirkung) 
- Flexibilisierung 298 f. (siehe auch dort) 
- informelles - 48 
- Kontinuität (siehe dort) 
- kooperatives - 9, 47 (siehe auch koope-

ratives Verwaltungsrecht) 
Verwaltungspraxis 251 f f , 289, 295 

(siehe auch Verwaltungsvorschriften) 
- antizipierte - 256, 267, 271 
- und Vertrauensschutz 256 ff. 
- Wirkung des Gleichheitssatzes 2 5 2 f f , 

263,267,271,273 f., 306 
Verwaltungsrecht, allgemeines 
- als Vollzugsrecht 442 
- europäisches - 449 f., 568 
- Europäisierung 449 f., 490, 562ff. 
- Kodifizierung 562 ff. 
Verwaltungsvorschriften 149, 251 f f . , 283 f., 

294 f. 
- Altfälle 271 ff. 
- Außenwirkung 252 ff., 295 
- „Breitendimension" 265 
- ermessenslenkende - 253, 268 f. 
- „erster Fall" 262, 270 f. 
- indizieller Charakter 149, 264 

- Publikation(sbedürfnis) 257ff, 265 f., 
270 

- Veröffentlichung (siehe 
Publikationfsbedürfnis]) 

- vorläufige - zur B H O 464, 554 
Voerde-Urteil 393 
Vollzug (siehe Gemeinschaftsrecht) 
Vollzugsföderalismus 451, 502, 563 
Voraussehbarkeit 4, 7 (siehe auch 

Kontinuität) 
Vorbehalt des Gesetzes 61 ,72 ,273 

(siehe auch Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung) 

Vorbescheid 227, 304 
Vorrang des Gesetzes 96, 102, 192, 207, 244, 

250, 273 (siehe auch Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung ) 

Vorrang des Primärrechtsschutzes 288 
Vorsorgekonzept nach AtG 393 (siehe auch 

Risikovorsorge, Gefahrenverdacht) 
Vorsorgekonzept nach BImSchG 351 f f , 

360, 366 (siehe auch Risikovorsorge, 
Gefahrenverdacht) 

Warnmitteilungen 502 ff. 
Wasserrecht 305, 366, 377, 401 f f , 434 f., 

437, 442 
- Gestattungen (siehe Genehmigungen) 
- Prinzipien 403 
Wegfall der Bereicherung 463, 465, 535 
Wertordnung, objektive 73 
Wesensgarantie 138 
Wesentlichkeitstheorie 560 
Wettbewerbsschutz 520f., 523, 529, 533, 

541 
Wyhl-Urteil 380 
Widerruf von VA 151, 156, 161 f., 167 ff., 

171 f f , 199, 206ff, 232, 243, 284, 287, 
290, 292 f., 311 ff., 319 f., 328, 362 ff., 373, 
375, 377, 381 f., 387 ff., 394 ff., 405 ff., 
413 ff., 420, 426 f., 435 ff. 

- eingeschränkter Vertrauensschutz 207 ff., 
220 ff. 

- fakultativer-/obligatorischer - 387 ff. 
- numerus clausus der Widerrufsgründe 

207 
- rechtmäßiger begünstigender VA 42, 

199 f., 206 ff. 
- Verfassungsmäßigkeit der Widerrufs-

gründe 208 
- Zuwendungsbescheide 213 ff. 
Wirksamkeit von VA (siehe Verwaltungs-

akte) 
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Wirkung 
- unmit te lbare - des Art . 87 E G V 503, 

542f., 556 
- unmit te lbare - des Art . 88 Abs. 3 Satz 3 

E G V 503, 542 f., 556 
- unmit te lbare - von Gemeinschaf tsrecht 

540 
Wirtschaft l iche Vertretbarkeit 340f., 411, 

425 

Wissenschaftsrecht 3, 337 

Zei tdimension 6, 43 ff., 157, 234, 265 f., 275, 
322, 371, 384, 399, 435, 440, 484, 486, 
¡72 f f . 

Zollkodex ( -Verordnung) 494 ff., 565 
Zusage 14, 44, 149, 225 f f . , 254, 259, 261, 

280, 285, 287,289, 293 f., 296 
Zusicherung 44, 225 ff. 
Zuverlässigkeit (siehe Kontinui tät) 
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